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»An den T-Shirts klebt Blut«

Gegen Armutslöhne protestierten in 
den vergangenen Wochen zehntau-
sende TextilarbeiterInnen in einem 
Vorort von Dhaka. Der Streik begann 
aus Protest gegen die Entlassung von 
121 KollegInnen. Der Funke sprang 
rasch auf andere Betriebe über und 
mündete in einem Arbeitskampf für 
die Erhöhung der Mindestlöhne. ...

Griechenland wird weiter 
erpresst

Das im Sommer 2015 beschlossene 
dritte Hilfsprogramm für Griechen-
land läuft bis zum August 2018. Es 
legt sogenannte Strukturreformen 
(Arbeitsmarkt, Besteuerung, öffent-
liche Ausgaben, Verkauf von öffent-
lichem Eigentum) fest und sieht Kre-
dithilfen von bis zu 86 Mrd. € vor. ...

Oskar Lafontaine, der Politik-
wechsel und Flüchtlingsfragen

Im März wählt das Saarland einen 
neuen Landtag. Gegenwärtig regiert 
eine große Koalition unter Führung 
der CDU-Ministerpräsidentin Anne-
gret Kramp-Karrenbauer. Die Links-
partei hat im Saarland eine Schlüs-
selstellung, ihr Spitzenkandidat 
Oskar Lafontaine ist dort nach wie 
vor populär. ...
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SPD: Personal- oder Politikwechsel?
von  Christina Kaindl

Nachdem Sigmar Gabriel überraschend 
Martin Schulz als Kanzlerkandidaten 
und Parteivorsitzenden vorgeschla-
gen hatte, formulierte dieser in wenigen 
Worten seine neue Erzählung für die 
SPD: Gerechtigkeit, Sicherheit, die ge-
sellschaftliche Mitte der »hart arbeiten-
den Menschen, die sich an die Regeln 
halten« besser stellen, ein »funktio
nierendes Europa«, »Leistung geht vor 
Herkunft« und die »SPD ist ein Boll-
werk gegen rechts«. Es soll wieder »ge-
recht und fair« zugehen. Ganz so neu ist 
die Erzählung nicht: Im Frühjahr 2016 
hatte Gabriel mit seiner »Gerechtig-
keitsrede« bereits einen vergleichbaren 
Vorstoß unternommen. Die Rhetorik 
war ähnlich, ebenso der Anspruch einer 
Rückkehr zur Gerechtigkeit, zur Identi-
tät der SPD – allein mit der Person Ga-
briel verknüpft bekam der Diskurs keine 
Flügel (auch wenn sich in Umfragen an-
deutete, dass erstmals wieder über die 
Hälfte der SPD-Anhänger den Eindruck 
hatte, dass soziale Gerechtigkeit in der 
Partei eine größere Rolle spielte). 

Erfolgreicher Start in den  
»Wahlkampfmodus«

Mit Schulz wird nun ein neuer Aufbruch 
mit einer neuen Projektionsfläche insze-
niert: Er formuliert den Anspruch, für 
die SPD »das Land zu führen«, stärkste 
Kraft und selbst Bundeskanzler zu wer-
den. Nach der unklaren Kommuni-
kation der letzten Monate – die SPD 
schwankte zwischen »wir haben viel er-
reicht in der GroKo« und »wir stehen 
für einen Wechsel« – spricht Schulz 
(wie auch Gabriel in seiner Verzichts-
erklärung)1 davon, dass die Große Koa-
lition an ihre Grenzen gekommen und 
keine Option für den notwendigen Poli-
tikwechsel ist. Der Gleichklang von Ga
briels und Schulz’ Erklärungen und ihre 
Inszenierung als »alte Freunde« sol-
len den Unterschied zur Union stär-
ken. Der Setzung, dass ein »Ruck durch 
die SPD« und »das ganze Land« gehe, 
scheinen die schnellen Effekte in den 
Umfragen recht zu geben. Im Direktver-
gleich mit Angela Merkel liegt Schulz 
derzeit vorn (ein Effekt, der sich, wie die 
Erinnerung an Rudolf Scharping zeigt, 
schnell erschöpfen kann). Die Kompe-

tenzzuschreibungen der SPD allerdings 
sind nicht in vergleichbarem Maße ge-
stiegen – dass der designierte Kandidat 
bisher keine konkreten Pläne oder Kon-
zepte anspricht, wird durchaus wahr-
genommen. Schulz’ Auftritt wird in der 
SPD und unter ihren Anhängern mit 
großer Erleichterung aufgenommen. 
Nachrichten über Neu- und Wiederein-
tritte scheinen mit Topmeldungen über 
bessere Umfragewerte um die Wette zu 
laufen. Die programmatische Unschärfe 
bietet keine Angriffsfläche für innerpar-
teiliche Kritik. Schulz stellt die inhalt-
lichen Festlegungen der SPD als relativ 
offen dar. Er bemüht sich um Personali-
sierung, um die Ausrichtung auf seinen 
»Kompass« – was ihn als starken Ge-
genkandidaten zur Kanzlerin zeichnen 
soll. Er wolle möglichen Koalitionspart-
nern nicht zu viel vorwegnehmen. Statt-
dessen macht er Werte stark. 

Der Vorteil einer starken Werteorien-
tierung ist: Man muss nichts Konkretes 
sagen. Bislang geht die Strategie auf, als 
Projektionsfläche zu fungieren und die 
Hoffnungen auf eine bessere (SPD-)Zu-
kunft auf sich zu ziehen. Das Vabanque-
Spiel, Entschlossenheit ohne inhaltliche 
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Festlegung zu vermitteln, wird Schulz, 
so lang es geht, durch den Vorwahl-
kampf ziehen. Bislang hält er sich in der 
Kommunikation an die zentralen Bot-
schaften seiner Erzählung: Ich gehöre 
nicht zur Elite, bin nicht Teil der be-
kannten Berufspolitiker, ich kenne eure 
Sorgen. Schulz kommt – so das Bild, das 
er aufruft – von unten: als Sohn kleiner 
Leute, ohne Abitur und als einer, der 
gestrauchelt ist, der sich mit den Sorgen 
der Menschen identifizieren kann. Wer 
ihm das als Makel anhängt, wird als 
»arrogant und abgehoben« zurückge-
wiesen. Wer die Alltagssorgen der Men-
schen nicht mit voller Empathie spüre, 
sei fehl am Platz. Er inszeniert sich als 
Zuhörender, der Erfahrungen in die öf-
fentliche Debatte bringt, die sonst ver-
nachlässigt wurden: Aus der Kommune, 
als ehemaliger Bürgermeister einer Mit-
telstadt, wisse er, was in den Schu-
len, Krankenhäusern etc. los ist. Er will 
vermitteln, dass er dicht an den Men-
schen ist – keine kleine Aufgabe für je-
manden, der fast sein ganzes politisches 
Leben in Brüssel und in hochbezahl-
ten Funktionen verbracht hat. Dass er 
von außen kommt, versucht er als Vor-
teil zu nutzen. Er inszeniert sich als der 
Neue: »Ich bin das Überraschungs-Ei 
der SPD«. Er will sich nicht identifizie-
ren lassen mit der SPD-Regierungspo-
litik der letzten Jahre und kann sich so-
gar eine Distanzierung von der Agenda 
2010 leisten. Dabei geht er nicht wirk-
lich weit – die Agenda 2010 sei zu ihrer 
Zeit gut und richtig gewesen; die SPD 
in der GroKo so erfolgreich, wie es eben 
ging. Er kann deftiger auftreten als alle, 
die derzeit für die SPD im Parlament 
oder gar der Regierung sitzen – fast hat 
man den Eindruck, die SPD wäre in der 
Opposition. Schulz will Zuversicht und 
Mut ausstrahlen, zum Mitmachen einla-
den und aktivieren. Zumindest als Start 
in den »Wahlkampfmodus« der SPD ist 
ihm das gelungen. Gleichzeitig sucht er 
die personalisierte Auseinandersetzung, 
er will der Entschlossene, der Heraus-
forderer und Macher sein – »ich mache 
das, weil ich das kann«. Indem er sich 
und die SPD als Alternative mit Macht-
willen darstellt, sollen Unentschlossene 
und frühere Wählerinnen und Wäh-
ler aktiviert werden; nicht zuletzt die ei-
gene Basis. 

erleben Abstiegsängste und befürch-
ten, einen angemessenen Lebensstan-
dard nicht mehr erreichen zu können. 
Rechte Populisten haben das aufgegrif-
fen. Sie stellen sich als Verteidiger der 
»ehrlichen, hart arbeitenden Leute« 
dar und wenden die Ungerechtigkeits-
gefühle gegen »die unten«, »die Frem-
den« oder auch »die da oben« – von 
»Lügenpresse« bis »die Politiker«. Sie 
machen sich zunutze, dass die Sozial-
demokratie nicht mehr als Verteidige-
rin der Beschäftigten wahrgenommen 
wurde und nicht mehr in der Lage war, 
die Erfahrungen der Menschen mit Au-
sterität und den neuen Arbeitsregimen 
zur Sprache zu bringen. 

Schulz ruft die Ungerechtigkeitsge-
fühle auf und grenzt sich gleichzeitig 
scharf von rechts ab: mit Verweis auf 
die deutsche Geschichte, mit Blick auf 
die europäischen Rechten und die USA. 
Die »Partei der Höckes und Gaulands« 
sei eine Schande für Deutschland. Er 
sagt im Namen der SPD Rassismus, An-
tisemitismus und Nationalismus den 
Kampf an und verbindet sich mit den 
Aktivistinnen und Aktivisten. Die SPD 
sei der Partner für diese Kämpfer für 
die Demokratie und das Bollwerk gegen 
rechts, seit über 150 Jahren. Er zielt da-
mit auf die Abstiegsängste und Unge-
rechtigkeitsgefühle, die gerade in vor-
mals sozialdemokratischen Milieus die 
Gründe waren, aus denen sich Men-
schen den Rechten zugewandt haben. 
Diese Leute will Schulz »zurück«, so-
fern es sich eben nicht um eingefleischte 
Rassisten und Nazis handelt. Die klare 
Sprache wird ihm helfen, die einen von 
den anderen zu trennen (er setzt sich 
dabei explizit von Gabriel ab, der gele-
gentlich, aber systematisch rechts be-
setzte Worte eingebaut hatte).

Ansagen an die Basis

Zeit für mehr Gerechtigkeit: Schulz ruft 
einige wenige Gegensatzpaare auf, mit 
denen er an den verbreiteten Ungerech-
tigkeitsgefühlen bei den Menschen an-
knüpfen will: Ein Konzernchef kassiert 
Millionenboni, obwohl das Unterneh-
men scheitert, während eine Kassiere-
rin für eine kleine Verfehlung rausge-
schmissen wird.2 Doppelverdiener, die 
trotzdem die Miete kaum zahlen kön-
nen. Der kleine Bäckerladen zahlt an-
ständig und selbstverständlich seine 
Steuern und finanziert das Gemeinwe-
sen, während der globale Kaffeekonzern 
sich davor drückt. Der Staat rettet die 
Banken, aber in den Schulen blättert der 
Putz von der Wand. Die Krankenkassen-
beiträge müssen wieder paritätisch sein. 
Man sieht: Im Land geht es nicht ge-
recht zu. 

Bei aller inhaltlichen Unbestimmt-
heit ist doch deutlich, dass diese Punkte 
auf der Linie des bisherigen SPD-
Programmentwurfs3 liegen. Dort wird 
der neue Aufbruch für soziale Gerech-
tigkeit übersetzt in: Investitionen in 
Schulen, vor allem in sozial benachteili-
gten Bezirken, Kampf gegen Steuerhin-
terziehung, bezahlbarer Wohnraum und 
Förderung von Wohneigentum, mehr 
Familienfreundlichkeit, Bürgerversi-
cherung, Investitionen in Infrastruktur. 
Zwar spricht Schulz in der Presse da-
von, dass man bei der Besteuerung gro-
ßer Vermögen »ganz sicher nachlegen«4 
müsse. »Kampfbegriffe wie Vermögen- 
oder Erbschaftsteuer« schließt er aber 
aus.5 Es gehe ums Prinzip: Wer für sein 
Geld arbeite, solle nicht mehr Steuern 
zahlen als jemand, der sein Geld für sich 
arbeiten lasse. Übersetzt bedeutet das 
voraussichtlich: Reform der Kapitaler-
tragsteuer, Verschiebungen innerhalb 
der Einkommensteuersätze. Damit sind 
kaum Umverteilungseffekte verbunden.

Die Sorgen der »hart arbeitenden 
und anständigen Menschen« von den 
Rechten trennen: Sozialwissenschaft-
liche Analysen zum Aufstieg der rech-
ten Parteien in Europa nach der Wende 
der Sozialdemokratie zum Neoliberalis-
mus zeigen: Viele Menschen haben den 
Eindruck, dass der gesellschaftliche Ver-
trag »harte Arbeit tauscht sich gegen so-
ziale Absicherung« nicht mehr gilt. Sie 

Christina Kaindl leitet den Bereich Strategie 
und Grundsatzfragen beim Parteivorstand der 
Partei DIE LINKE.

1  www.vorwaerts.de/artikel/sigmar-gabriel-
kanzlerkandidatur-verzichtet

2  Ein Satz, der sich in Abwandlungen schon 
2009 bei Steinmeier und 2013 bei Steinbrück 
fand.

3  www.spd.de/fileadmin/Dokumente/Son-
stiges__Papiere_et_al_/ 161121_Impulse_
der_Programmkommission.pdf

4  www.n-tv.de/politik/SPD-Sieg-wuerde-Ga-
briel-den-Job-kosten-article19687364.html

5  »Ich bin kein Populist«, Gespräch im Spie-
gel, Ausgabe vom 4.2.2017
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Ja, aber: Wehrhafte Toleranz: Al-
lerdings will Schulz die harte Hal-
tung gegen Kriminalität und Terroris-
mus nicht der Konkurrenz überlassen. 
Er bekennt sich zur Menschenrechts-
konvention und zum Schutz von Flücht-
lingen. Er will ein »europäisches Ein-
wanderungsrecht« und fordert, dass die 
europäischen Länder ihren Verpflich-
tungen bei der Aufnahme von Geflüch-
teten nachkommen. Gleichzeitig zitiert 
er ausgerechnet Olaf Scholz (»Ich bin li-
beral, aber nicht blöd«) in seiner Hal-
tung, »jeden«, der in Deutschland straf-
fällig werde, mit der ganzen Härte der 
Gesetze zu verfolgen. Gleiches gelte 
für Menschen, die die Religionsfreiheit 
missbrauchen, um die demokratische 
Grundordnung auszuhebeln. Er kündigt 
Widerstand gegen »alle« an, die die er-
sten 20 Paragrafen des Grundgesetzes 
nicht akzeptieren. Geflüchtete, Mus-
lime oder Migranten werden von Schulz 
nicht aufgerufen, und doch wissen alle, 
wer mit »alle« gemeint ist. Im Kampf 
gegen den Terror will er die Zusammen-
arbeit mit Polizei und allen Sicherheits-
kräften: eine »Null-Toleranz-Politik mit 
Augenmaß«, für die die sozialdemokra-
tischen Innenminister in den Ländern 
bekannt seien. 

Weiter so – Europa- und Außenpo-
litik: Schulz reklamiert seine Kompe-
tenz für Europa, »ich weiß was in Eu-
ropa los ist«, »kenne die EU mit ihren 
Stärken und Schwächen«, er präsen-
tiert aber keine europapolitischen oder 
wirtschaftspolitischen Konzepte. Eu-
ropa wird erwähnt, wenn es um ge-
rechte Flüchtlingspolitik, Bekämpfung 
von Fluchtursachen, Schutz der europä-
ischen Außengrenzen oder um die Pro-
bleme der extremen/populistischen 
Rechten geht. Er will Europa »besser, 
effizienter und bürgernäher« machen. 
Gabriel hatte in seiner Verzichtserklä-
rung die neoliberale und Krisenpoli-
tik von Merkel und Schäuble für den 
Aufstieg der extremen/populistischen 
Rechten in Europa verantwortlich ge-
macht. Schulz identifiziert – ganz im 
Sinne der Bundeskanzlerin – deutsche 
und europäische Interessen: »Ein funk-
tionierendes Europa ist im vitalen Inte-
resse von Deutschland und ein Deutsch-
land, dem es gut geht, ist im Interesse 
von Europa.« Punkt. 

die Sätze erhöhen (sie werden bei ihm 
und im Impulspapier nicht erwähnt). 
Seine Kritik an der Agenda 2010 bezieht 
sich darauf, dass sie nicht mit einem ge-
setzlichen Mindestlohn und höherer Be-
steuerung von Reichtum verbunden 
war. Den Mindestlohn gibt es nun und 
nirgends wird angedeutet, dass Schulz 
ihn erhöhen will. Die Besteuerung von 
Reichtum hat er ebenfalls bisher nicht 
vor. Es bleibt, dass er Leiharbeit wei-
ter regulieren will; das Impulspapier 
spricht davon, sachgrundlose Befri-
stungen einzuschränken. Damit wird die 
strategische Spaltung der Beschäftigten 
in Niedriglöhner und Kernbelegschaf-
ten nicht wirksam angegangen. Bei aller 
Rhetorik kommt die soziale Gerechtig-
keit von Martin Schulz und der SPD im-
mer noch dort an ihre Grenzen, wo sie 
am nötigsten ist: wo die Risiken der Ar-
mut einerseits und die großen Vermö-
gen andererseits beginnen. 

Das Gefühl vieler Menschen, dass 
sich Politik nicht für ihre Probleme in-
teressiert, muss in den Mittelpunkt von 
Politik gerückt werden und nicht nur 
der Inszenierung. Es geht nicht nur da-
rum, die Erfahrungen in den Reden der 
Spitzenpolitiker aufzurufen. Links wird 
das Zuhören dann, wenn man wirklich 
hingeht, wo es brennt und mit den Men-
schen zusammen Veränderung entwirft 
und durchkämpft. Wenn es im Wahl-
kampf erkennbar »um etwas geht«, ist 
das gut. In Zeiten der Hoffnungslosig-
keit wachsen die Wünsche und Utopien 
nicht in den Himmel. Wenn die Wirk-
lichkeit der vielen Menschen im Nied-
riglohn, in der Prekarität, in Armut, Er-
werbslosigkeit und Überarbeitung nicht 
verschwindet hinter »Deutschland geht 
es gut« – dann ist das gut für linke De-
batten und gut für die Betroffenen. 
Wenn die Konkurrenz um das bessere 

Er distanziert sich von Trumps Ver-
rücktheiten, von der Bedrohung für die 
Demokratie, von seinem Politikstil, aber 
er ist »sicher, dass europäische Poli-
tiker, die in die USA reisen, dem US-
Präsidenten erklären werden, dass das 
internationale Völkerrecht und die Men-
schenrechte auch für Donald Trump gel-
ten«. Eine Antwort auf Trump müsse 
die Stärkung der EU und des EU-Bin-
nenmarktes sein. Gleichzeitig markiert 
er früh im Wahlkampf, dass die Außen-
politik kein Ressort sein wird, um das 
die SPD kämpfen will; so kann er darauf 
verzichten, sich hier zu profilieren. 

LINKE Antworten

Viele Menschen haben das Gefühl, dass 
die Politik sich nicht um ihre Alltags-
probleme kümmert und dass kaum Lö-
sungen oder grundlegende Alternativen 
angeboten werden. Schulz will diese Er-
fahrung mit seiner Inszenierung aufru-
fen und auf die SPD lenken: Die asym-
metrische Demobilisierung,6 die der 
Kanzlerin so lange gelungen war, soll 
ein Ende haben: Schulz spricht von 
»Re-Mobilisierung«. Dabei denkt er vor 
allem an entmutigte Sozialdemokrat_
innen und gestresste Mittelschichten. 
Deren Sehnsucht nach sozialdemokra-
tischer Politik will er wieder eine poli-
tische Heimat in der SPD geben. Er zielt 
auf diejenigen, die »Angela Merkel für 
eine Sozialdemokratin gehalten haben« 
und die sich nach Alternativen sehnen, 
die weder rechts von Merkel noch links 
der SPD liegen. Jetzt, wo Angela Merkel 
Druck von rechts bekommt, ist das eine 
erfolgversprechende Strategie. Die ak-
tuellen Umfragen geben Schulz durch-
aus recht: Seine Zuwächse in den Um-
fragen speisen sich aus Enttäuschten 
und Nichtwähler_innen, aus CDU, AfD 
und LINKE.

Allerdings zeichnen sich bisher 
keine Strategien ab, die sich gegen die 
– auf soziale Ausgrenzung hinauslau-
fende – asymmetrische Demobilisie-
rung einkommensarmer Menschen 
wenden könnten – nicht einmal rheto-
risch. Schulz spricht nirgends davon, 
dass er Hartz IV reformieren will: We-
der stellt er die Sanktionen infrage (er 
setzt auf »Einzelfallprüfungen«), noch 
die Zumutbarkeitsregeln, noch will er 
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Konzept für gerechte Bildung, Löhne, 
Rente, Soziale Sicherheit, Gesundheit 
und Bildung im Mittelpunkt des Wahl-
kampfes steht, kann DIE LINKE dem 
optimistisch entgegen sehen. Wir wollen 
sicherstellen, dass die Alternativen tat-
sächlich ein Bruch mit dem »weiter so« 
sind und nicht nur gute Rhetorik.

Schulz’ klare Kante gegen rechts und 
die Verbindung mit den Aktiven aus 
Flüchtlingshilfe und Antirassismus soll 
»Haltung« beweisen. Das ist durchaus 
geeignet, bei aufgeklärten Mittelschich-
ten, im rot-grünen, großstädtischen Mi-
lieu Zustimmung zu erzeugen. Entge-
gen der ständig wiederholten Frage, ob 
die »Stimmung kippt«, wenn es um die 
Hilfsbereitschaft gegenüber Geflüchte-
ten geht, zeigen Umfragen immer wie-
der, dass sie nicht kippt. Gleichzeitig 
nimmt Schulz die »Sorgen« – sozi-
ale und vor Kriminalität – »ernst« und 
kann damit bei Teilen der Beschäftigten 
punkten. Er will vermitteln, dass die 
SPD (wieder) die richtige Ansprechpart-
nerin für sie ist. Diese kommunikative 
Haltung wird verbunden mit einer »har-
ten Hand« gegen Gesetzesverletzungen 
»von allen im Land« (höre: Geflüch-
tete). DIE LINKE kann und will nicht 
Teil des autoritären Diskurses werden – 
und sie kann es sich auf keinen Fall lei-
sten, in der Frage von Menschenrechten 
und Geflüchteten weniger klar zu sein 
als Martin Schulz. 

Schulz kündigt einen Wahlkampf der 
sozialen Gerechtigkeit an. Das ist zu-
nächst eine gute Nachricht, weil auf 
dem Feld gespielt wird, auf dem auch 
DIE LINKE funktioniert. Er bringt zen-
trale soziale Themen auf die Agenda, 
bisweilen mit wörtlichen Anlehnungen 
an LINKE Formulierungen. Die Unter-
setzung ist noch unklar, Schulz selbst 
hat praktisch erklärt, dass sie von den 
Kräfteverhältnissen abhängen. Es herr-
schen noch die großen Werte und die 
großen Worte vor. Der designierte Kan-
didat kann so als Projektionsfläche für 
die Hoffnung auf Veränderung dienen. 
Allzu klare Einzelforderungen könnten 
das Bild stören. Doch diese Haltung 
wird nicht durch den ganzen Wahl-
kampf tragen. Es ist nicht ausgeschlos-
sen, dass im weiteren Verlauf Dynamik 
dadurch inszeniert wird, dass konkrete 
Forderungen nachgeschoben werden. 

LINKE Antworten sollten (minde-
stens) drei strategischen Leitlinien fol-
gen:

1. DIE LINKE tritt nicht als Bremse, 
sondern als Motor für soziale Gerechtig-
keit auf. Wir drängen auf Konkretisie-
rung, auf Realisierung; wir labern nicht 
rum, wir reden Klartext. Treiben bedeu-
tet nicht, in einen Wettlauf um höhere 
Forderungen zu treten – die LINKEN 
Forderungen sind bereits konkreter, ge-
rechter und sozialer. Es bedeutet, auf 
konkrete Zusagen und Konzepte zu 
drängen; zu fragen, warum vernünftige 
LINKE Konzepte, die den Ansprüchen 
und Werten entsprechen, nicht verfolgt 
werden.7 

2. Treiben bedeutet, auf die systema-
tischen Lücken bzw. Zusammenhänge 
hinzuweisen: Ohne höheren Mindest-
lohn keine höheren Löhne; ohne Ver-
mögensteuer kein Spielraum für ausrei-
chende öffentliche Investitionen; ohne 
die Bedrohung und Abstiegsangst durch 
Hartz IV zu beseitigen, sinkt nicht der 
Druck auf die Belegschaften usw. Es be-
deutet, zu zeigen, dass oberflächliche 
Korrekturen nicht ausreichen, dass 
wir den Mut zu einem grundlegenden 
Wechsel, zu einem neuen gesellschaft-
lichen Entwicklungspfad brauchen. 
Wer dem »Weiter so« eine Absage er-
teilt, kann nicht in der Wirtschaftspoli-
tik, in Europa, bei der Vermögensteuer, 
bei Hartz IV weiter machen wie bisher. 
Schulz sagt, »ich bin kein Populist« – 
das stimmt erst, wenn er die Rhetorik 
der Veränderung mit tatsächlichen Kon-
zepten für einen grundlegenden Politik-
wechsel untersetzt.

3. Schulz inszeniert die Machtfrage. 
Er stellt sich als Alternative zu Merkels 
Kanzlerschaft dar und vermittelt Hoff-
nung auf schnelle Veränderung. Er kann 
darauf hoffen, dass Wähler_innen eher 
auf den Spatz in der Hand als die Taube 
auf dem Dach setzen. Die Reaktion der 
LINKEN kann nicht sein, diese Hoff-
nung zu denunzieren oder als unrealis-
tisch darzustellen. Wir treten mit Opti-
mismus zur Veränderung an, wir wollen 
Veränderungen vorantreiben. 

Schulz will sich die Koalition offen 
halten. Aber er wird – auch im unwahr-
scheinlichen Fall, dass die SPD stärkste 
Partei würde – nicht ohne Koalition re-
gieren können. Welcher Partner sollte 

mit der SPD den Politikwechsel zu einer 
»Zeit für mehr Gerechtigkeit« durchset-
zen? Eine der zwei Parteien der Besser-
verdienenden (FDP und Grüne)? DIE 
CDU, an deren Seite es der SPD nach ei-
genen Aussagen gerade nicht gelungen 
ist, die notwendige Gerechtigkeit her-
zustellen? Am Ende wird er einen wirk-
lichen Politikwechsel – so er ihn will – 
nur als Projekt der gesellschaftlichen 
Linken, eines Lagers der sozialen Ge-
rechtigkeit darstellen können. Der Zau-
ber der sozialdemokratischen Rückbe-
sinnung könnte schnell verfliegen, wenn 
der Eindruck entsteht, dass sie im Bund 
mit CDU oder FDP verwirklicht wer-
den soll. 

Schulz’ Botschaft ist: Wenn nur die 
SPD dabei ist und die Regierung bil-
det, ist schon soziale Politik drin. Al-
lein: Die Menschen in Deutschland ha-
ben auch andere Erfahrungen gemacht. 
Anders als Peer Steinbrück und Sigmar 
Gabriel hat Martin Schulz nicht den Ruf 
(in der deutschen Öffentlichkeit), seine 
Positionen schnell zu ändern. Es wird 
sich erst noch zeigen, ob dieses Bild im 
Wahlkampf durchzuhalten ist. Derzeit 
gibt es sicherlich ein Bedürfnis bei vie-
len Menschen, Schulz zu glauben. 

Die strategische Funktion der LIN-
KEN in dieser Konstellation muss kon-
struktiv sein und konkrete, auf einen 
Bruch mit dem Neoliberalismus zie-
lende Konzepte enthalten. Sie muss 
Mindestanforderungen für einen sol-
chen neuen Pfad (einschließlich der 
Haltelinien) stellen, Druck ausüben und 
mobilisieren. Eine soziale Versicherung 
ist besser, als auf den guten Glauben an-
gewiesen zu sein. Wer es ernst meint 
mit sozialer Gerechtigkeit, muss die 
LINKE stark machen. Denn egal ob am 
Ende Opposition oder Sondierung steht, 
sie macht soziale Gerechtigkeit stark.

6  Asymmetrische Demobilisierung bezeich-
net eine Strategie, kontroverse Themen, an de-
nen sich die politische Konkurrenz mobilisie-
ren könnte, zu vermeiden. Die Wahlbeteiligung 
sinkt insgesamt, da wenig Erwartung auf Verän-
derungsmöglichkeiten besteht. Die Effekte der 
asymmetrischen Demobilisierung durch Angela 
Merkel hatten einen deutlichen sozialen Ein-
schlag: Je niedriger die Einkommen, desto ge-
ringer die Wahlbeteiligung. 

7  Eine Form ist, auf Realisierung der beste-
henden Mehrheiten im Bundestag zu drängen – 
diese wird sich allerdings erschöpfen, je näher 
die Wahlen rücken.
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